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1. Textliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung 

Das Gewerbegebiet dient vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden 

Gewerbebetrieben. Zulässig sind folgende Nutzungen: 

- Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe gemäß 

§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO,  

- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO,  

 

Folgende Nutzungen sind auch ausnahmsweise nicht zulässig: 

- Tankstellen (§ 8 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO), 

- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 

Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundflä-

che und Baumasse untergeordnet sind (§ 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO), 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke (§ 8 Abs. 3 Nr. 2 

BauNVO). 

- Vergnügungsstätten (§ 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO). 

- Gewerbebetriebe in Form von Bordellen, bordellähnlichen Betrieben oder Anlagen der 

Wohnungsprostitution, 

 

1.2 Maß der baulichen Nutzung und Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 

BauGB i. V. m. § 16-21a BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die Festsetzung der höchstzulässi-

gen Grundflächenzahl (GRZ), der Baumassenzahl (BMZ), sowie der maximal zulässigen 

Gebäudehöhe, jeweils gemäß Planeinschrieb. 

Grundflächenzahl - GRZ (§ 19 BauNVO) 

Für das Gewerbegebiet wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 festgesetzt. 

Baumassenzahl - BMZ (§ 21 BauNVO) 

Für das Gewerbegebiet wird eine Baumassenzahl (BMZ) von 10,0 festgesetzt. Die BMZ 

liegt damit an der Obergrenze gemäß § 17 BauNVO. 

Höhe baulicher Anlagen 

Die maximal zulässige Gesamthöhe ist das Maß zwischen der Gebäudeoberkante (z.B. 

First) und dem in der Planzeichnung gekennzeichneten Bezugspunkt mit der Bezugsgröße 

Normalhöhennull (NHN) festgesetzt. Erforderliche technische Aufbauten (z.B. für Haus-

technikanlagen, Maschinenräume für Aufzüge, Solaranlagen) dürfen die festgesetzte Ge-

bäudehöhe um maximal 3,00 m überschreiten. Eine Überschreitung um 6,00 m ist auf 3 % 

der Grundstücksfläche zulässig. Technische Anlagen sind von der Fassade zurückzuset-

zen. 
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1.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. 

§§ 22 und 23 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden in der Planzeichnung durch Baugrenzen 

festgesetzt. Die Hauptgebäude in den Gewerbeflächen sind innerhalb der Baugrenzen zu 

errichten. Die plangrafische Festsetzung der Baugrenzen muss aus dem geometrisch ein-

deutigen Planwerk entnommen werden. 

Die nicht bebauten bzw. nicht für Nebenanlagen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO nutzbaren 

Grundstücksflächen sind unversiegelt zu belassen, gärtnerisch anzulegen und dauerhaft 

zu erhalten. 

Die Vorschriften des Artikel 6 Abs. 5 Satz 1 und 2 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) 

zu den Tiefen der Abstandsflächen gelten unverändert fort. 

 

1.4 Öffentliche Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Die Floßhafenstraße wird als öffentliche Straßenverkehrsfläche festgesetzt. 

 

1.5 Flächen für die Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-

pflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)  

Bepflanzung der Pkw-Stellplätze 

Auf Stellplatzanlagen ist je angefangener 5 Stellplätze, bei Doppelreihen je 10 Stellplätze 

ein großkroniger, standortgerechter einheimischer, hochstämmiger Baum (Stammumfang 

18-20 cm) mit mindestens 10 m² unversiegeltem Wurzelbereich (Pflanzbeet) zu pflanzen 

und dauerhaft zu erhalten. Geeignete Schutzmaßnahmen gegen das Anfahren sind zu 

treffen. Zu pflanzende Bäume werden unter Berücksichtigung der Gestaltungs- und Kon-

struktionsmerkmale des „Stockholmer Modells“ gepflanzt. 

 

1.6 Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 

und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b 

BauGB) 

Die im Plan dargestellten Einzelbäume sind zu erhalten. Bei Ausfall bzw. Verlust ist mit 

gleichartigen Gehölzen nachzupflanzen. 
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2. Bauordnungsrechtliche Vorschriften gemäß Art. 81 der Bayerischen Bauord-

nung (BayBO) – Gestaltung der baulichen Anlagen und der Grundstücke 

Abstandsflächen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 38 "Gewerbegebiet Schutzhafen, 2. Ände-

rung" gelten die Abstandsflächenvorschriften gemäß Art. 6 der BayBO. 

Dächer 

Die Dächer von Haupt- und Nebengebäuden sind als Flachdächer oder flachgeneigte Dä-

cher mit einer Dachneigung zwischen 0° und 8° auszuführen. Auf Flachdächern und flach-

geneigten Dächern ist eine extensive Begrünung zulässig. 

Fassaden 

Fassaden von Gebäuden mit einer Länge von mehr als 100 m sind in Abschnitte von je-

weils maximal 25 m durch architektonische Gliederungselemente (z.B. Stützen, Pfeiler, 

Fensterbänder, Gebäudevorsprünge über 1,00 m) vertikal zu strukturieren. Gebäude sind 

einheitlich zu gestalten in Ausführung und Farbgebung. Bei der Farbgebung der Fassaden 

sind kahle, ungegliederte Fassaden, glänzende Materialien in großflächiger Anwendung 

und grelle Farben (z.B. Fassaden aus hellem Aluminium oder leuchtend bunte Farben) 

nicht zulässig. 

Solaranlagen und Sonnenkollektoren 

Solaranlagen und Sonnenkollektoren, die in, auf oder an Dach- oder Außenwandflächen 

von Gebäuden errichtet werden, sind ohne Größenbegrenzung zulässig. 

Einfriedungen 

Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von maximal 2,50 m zulässig. Neue Einfriedungen 

sind sockellos mit mind. 15 cm Bodenfreiheit auszuführen. Entlang von öffentlichen Ver-

kehrsflächen sind geschlossene Einfriedungen nicht zulässig. Ausnahmen können gestat-

tet werden, sofern geschlossene Einfriedungen, wie z. B. Vollmauern, aus betrieblichen 

Gründen erforderlich sind. Einfriedungen sind an den Grundstücksgrenzen zu öffentlichen 

Verkehrsflächen mindestens 1,00 m vom äußeren Rand der Verkehrsfläche abzurücken.  

Werbeanlagen 

Im Plangebiet sind Werbeanlagen nur an der Stätte der Leistung und nur an der dem öf-

fentlichen Verkehrsraum zugewandten Seite zulässig. An Gebäuden sind Werbeanlagen 

nur unterhalb der Trauf- bzw. Attikahöhe zulässig. Weit ausstrahlende und großflächige 

Leuchtreklame mit laufendem oder wechselndem Blinklicht sind unzulässig. Videowände 

mit bewegten Bildern sind unzulässig. 

Gestaltung von Pkw-Stellplätzen 

Offene Pkw-Stellplätze sind in wasserdurchlässiger Bauweise (z.B. Dränsteine, Rasen-

pflaster) herzustellen, sofern die örtlichen Bodenverhältnisse eine Versickerung zulassen 

und eine wasserrechtliche Erlaubnis erteilt wird. 
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Behandlung von Niederschlagswasser 

Nicht schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser ist, sofern die Versickerungsfähigkeit 

und notwendige Kontaminationsfreiheit des Untergrundes gegeben sind, zur Versickerung 

zu bringen. Bei Planung, Bemessung und Bau von Anlagen zur Bewirtschaftung von Nie-

derschlagswasser sind die Vorgaben einschlägiger Merkblätter und Regelwerke (ATV- und 

DVWK-Merkblätter) zu beachten.  

 

3. Nachrichtliche Übernahme (§ 9 Abs. 6a BauGB) 

Der gesamte Geltungsbereich liegt innerhalb eines festgesetzten Überschwemmungsge-

biets im Sinne des § 76 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes. 

 

4. Hinweise ohne Festsetzungscharakter 

Rechtsvorschriften 

Die diesem Bebauungsplan zugrunde liegenden Rechtsvorschriften (Gesetze, Verordnun-

gen, DIN-Normen) können bei der plangebenden Stadt Kitzingen, Stadtbauamt, Kaiser-

straße 13/15, 97318 Kitzingen zu den allgemeinen Öffnungszeiten der Stadtverwaltung 

eingesehen werden. 

Artenschutz 

Vögel 

Erforderliche Rodungsarbeiten und sonstige Gehölzarbeiten (Rückschnitt, Umsetzungen), 

die auf das unbedingt erforderliche Maß zu begrenzen sind, sind außerhalb der Brut- und 

Aufzuchtzeiten der Avifauna, d.h. innerhalb der Zeit von Mitte Oktober bis Ende Februar, 

durchzuführen. Vor Beginn jeder Maßnahme sind potenzielle Quartierbäume nach baum-

bewohnenden Vögeln abzusuchen. 

Fledermäuse 

Höhlen, Spalten und Fugen von potenziellen Quartierbäumen von Fledermäusen sind 

rechtzeitig vor deren Fällung zu kontrollieren und zur Vermeidung von Wiederbezug zu 

verschließen. Gebäudestrukturen, die für Fledermäuse als Lebensraum geeignet sind, 

müssen rechtzeitig vor jedem geplanten Gebäudeabbruch auf das Vorkommen von ge-

bäudebewohnenden Fledermausarten kontrolliert werden und vor einem Wiederbesatz 

gesichert werden. 

Bodendenkmäler - Kultur- oder erdgeschichtliche Bodenfunde oder Befunde / 

Denkmalschutz 

Gemäß Art. 8 Abs. 1 des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (DSchG) sind bei Bau- und 

Erdarbeiten auftretende Funde von Bodenaltertümern unverzüglich der Unteren Denkmal-

schutzbehörde der Stadt Kitzingen anzuzeigen. Die aufgefundenen Gegenstände und der 

Fundort sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, 

wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die 

Fortsetzung der Arbeiten gestattet (Art. 8 Abs. 2 DSchG). 
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Altlasten und Altablagerungen 

Auf dem Werksgelände der REKA Wellpappenwerke wurden im Jahr 2010/2011 Boden-

verunreinigungen vorgefunden. Die Sanierung der auf dem Betriebsgelände der Fa. REKA 

Wellpappenwerke GmbH Kitzingen vorgefundenen Bodenverunreinigung wurde erfolgreich 

abgeschlossen, womit ein Verbleib als Altlastenverdachtsfläche nicht mehr aufrecht zu 

halten ist. Es wurde ein Antrag auf Löschung gestellt. 

Kampfmittel 

Es konnte für das Baufeld des Erweiterungsvorhabens der Fa. REKA keine technische 

Freigabe auf Kampfmittel gegeben werden. Es wird daher grundsätzlich für potentiell 

kampfmittelbelastete Bereiche eine technische Sondierung vor Ort empfohlen. Hierfür ste-

hen verschiedene Verfahren wie Oberflächensondierung, Tiefensondierung und die Über-

wachung der Erdarbeiten durch einen § 20 SprengG Feuerwerker zur Verfügung.  

Ferner wird eine Ferromagnetik- oder Elektromagnetik-Flächensondierung nach Abbruch 

der Bestandsbebauung empfohlen. Auf Grundlage dieser Untersuchungsergebnisse kön-

nen weitere Maßnahmen wie eine punktuelle Räumung oder baubegleitende Kampfmittel-

sondierung koordiniert werden.  

Bei allen Erdarbeiten in potentiell kampfmittelbelasteten Baufeldern ist eine entsprechende 

Einweisung des Personals vorzunehmen. Sollte wider Erwarten noch Munition oder ein 

verdächtiger Körper gefunden werden, ist dieser unverändert liegen zu lassen. Er darf auf 

keinen Fall berührt oder weggetragen werden. Die Arbeiten im unmittelbaren Umfeld sind 

einzustellen und es ist sofort ein Mitarbeiter des zuständigen Kampfmittelräumdienstes zu 

verständigen. Der Gefahrenbereich ist abzusperren. Die Arbeiten dürfen erst nach Beseiti-

gung der Gefahr und Freigabe durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst fortgesetzt wer-

den. 

Schallschutz 

Die Regelungen der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm von 1998 (TA Lärm) 

sind zu beachten.  

Bei der Genehmigung eines Vorhabens im Geltungsbereich des Bebauungsplans soll für 

alle maßgeblichen Immissionsorte außerhalb des Bebauungsplans nachgewiesen werden, 

dass die durch das geplante Vorhaben verursachten Beurteilungspegel die Immissions-

richtwerte/Orientierungswerte (tags und nachts) um mindestens 6 dB unterschreiten und 

somit im Sinne von Nr. 3.2.1 Abs. 2 TA Lärm als nicht relevant bezeichnen werden kön-

nen. 

Die Einhaltung der gestellten Anforderungen ist durch ein schalltechnisches Gutachten im 

Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen. Bei Vorhaben mit offensichtli-

chem geringem Lärm-Emissionspotenzial (nicht störendes Gewerbe) kann die zuständige 

Bau-/ Immissionsschutzbehörde auf einen lärmschutztechnischen Nachweis verzichten. 

Im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren ist die Eignung der für die Außen-

bauteile der Gebäude gewählten Konstruktionen nach den Kriterien der DIN 4109 (Januar 

2018) nachzuweisen. 
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Bergbau 

Das geplante Vorhaben wird von dem Bewilligungsfeld Kitzingen verliehen auf Steinsalz 

und Sole überdeckt. Zum Schutz dieser Steinsalzlagerstätte im Mittleren Muschelkalk sind 

hier jegliche Bohrungen (z.B. Erdwärmesonden) nur bis zu einer Tiefe von 90 m zulässig. 

Luftfahrt 

Baukräne zur Errichtung von Vorhaben im Plangebiet können bei Kranhöhen von über 55 

m GND Luftfahrthindernisse im beschränkten Bauschutzbereich für den Flugplatz Kitzin-

gen darstellen. Sie sind für eine dann erforderliche luftrechtliche Genehmigung nach §§ 

17, 15 Luftverkehrsgesetz bei der Regierung von Mittelfranken – Luftamt Nordbayern -, 

Flughafenstraße 118, 90411 Nürnberg (luftamt.nord@reg-mfr.bayern.de) mit wenigstens 

drei Wochen Vorlauf anzuzeigen.“ 
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